
Stadt Leonberg 

Bebauungsplan 
PI.Ber. 06.03-11 

Büsnauer Straße/Bulachweg 
Bezugsplan: Bebauungsplan 

"Greutle-Brenntenhau" 
rechtskraftig: 10.02.1966 

Verfahrensvennerke 

Zur Aufstellung gern. § 2 Abs. 1 BauGB 
beschlossen 

Zur öffentlichen Auslegung gern. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen 

Auslegung bekanntgemacht 

Offentlieh ausgelegt 

Als Satzung gern. § 10 BauGB 
vom Gemeinderat beschlossen 

bekanntgemacht und in Kraft getreten 

vom 29.10. 

Ausgefertigt Leonberg, den 30.01.2002 

gez. 
lnge Horn 
BOrgermeisterin 

am 

am 

am 

bis 

am 

am 

Mit lnkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschriften 
außer Kraft, dies gilt insbesondere fOr den o.a. Bezugsplan. 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 
Das Baugesetzbuch (BauGB) vom 27 08.1997 (BGBI I S 2141) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23 01 .1990 (BGBI. I S. 132) 
Die Planzeichenverordnung (PianzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 58) 
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Die Landesbauordnung fOr Baden-WOrttemberg (LBO) vom 08.08.1995 (G. BI. S 617), 
zuletzt geändert am 19.12 2000 (GBI. S 760) 
Sowie die jeweiligen erganzenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschrften. 

leonberg, den 14.09 2001 Aufgestellt: 
Stadtplanungsabteilung 

gez.Rohwer 



ZEICHENERKLÄRUNG 
Art der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 11 BauNVO) 

WA Allgemeines Wohngebiet (§. 4 a BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16- 19 BauNVO) 
Beispiele fOr den Eintrag in die Nutzungsschablone bzw. in die Oberbaubaren Grund­
stockstlächen: 

0,25 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 

@ Geschosstlachenzahl 

HbA: Höhe baulicher Anlagen(§ 16 BauNVO) 

TH max. 6,5m 
FH max. 12,0m 

Nutzungsschablone 

Baugebiet 

Grundflächenzahl 

Bauweise 

Traufhöhe max., Bezugshöhe EFH 
Firsthöhe max., Bezugshöhe EFH 

HbA 

Geschosstlachenzahl 

Dachform I Dachneigung 

Überbaubare und nicht Oberbaubare GrundstOckstlachen. Baugrenzen. Baulinien 
( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

A -e-r----- nicht Oberbaubare Grundstocksflächen 
- -1----f---- -Oberbaubare Grundstocksflächen 

,._ .. .._-i-----Baugrenze 

Stellung der baulichen Anlagen(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Gebäudehauptrichtung und Hauptfirstrichtung 

Verkehrsflachen ( § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB ) 

-----

Straßenflache 
Gehwegfläche 

Öffentliche Parkplatze 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
(Mtschverkehrstlache) 

Grananlage als Bestandteil von Verkehrsanlagen i. S. von 
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt zur Verkehrsfläche 



Pflanzgebote und Pflanzbindungen C § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

- -"' - - - - ' Pflanzgebot (pfg) fOr flächenhafte Anpflanzungen 

e Pflanzbindung fOr Einzelbäume 

Pflanzbindung (pfb) tor Baume und straucher 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs 7 BauGB) 

Grenze des räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

Sonstige Festsetzungen ( Bauordnungsrechtliche Festsetzungen ) 

so 

rl 1 11

1 

",.-- ''o -
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Satteldach 

bestehende Böschung 

Bestandshöhe des Geländes 

geplante Straßenhöhe 

geplante StOtzmauer 



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Ergänzung der Eintragungen Im Lageplan 
folgende Festsetzungen getroffen. 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
( BauGB und BauNVO ) 

1. Art der baulichen Nutzung ( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1- 15 BauNVO) 

1.1 Allgemeine Wohngebiete ( WA 1 - WA 3) ( § 4 BauNVO) 
ln den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind die Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BauNVO zugelassen. 
Die nach § 4 Abs 3 Nr. 1 - 5 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig. ( § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ). 

2. Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16- 21 a BauNVO) 
Entsprechend dem Planenschrieb in der Nutzungsschablone. 

2.1 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 
siehe Eintrag ln der Nutzungsschablone 

2.2 Geschossflächenzahl ( § 20 BauNVO) 
siehe Eintrag in der Nutzungsschablone 

2.3 HOhe baulicher Anlagen ( HbA) (§§ 16 und 18 BauNVO) 
siehe Eintrag in den Oberbaubaren Grundstocksflächen 

2.3.1 Traufhöhen ( TH ) 
Die TrauthOhen sind als Höchstmaße zwischen testgelegtem Gelände und dem Schnitt­
punkt der Außenwand des Hauptbaukörpers mit der Dachhaut festgelegt 

TH = maximale Traufhöhe Ober testgelegtem Gelände 

3. Bauwelse ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
entsprechend Eintrag ln der Nutzungsschablone 

o = offene Bauwelse ( § 22 Abs 1 und 2 BauNVO) 
ED = offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig(§ 22 Abs. 1 und 2 

BauNVO) 

4. Überbaubare Grundstücksflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
entsprechend Festlegung im Lageplan 

4.1 Baugrenzen (§ 23 Abs.3 BauNVO) 
Die Gebäude sind innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen zu erstellen. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen um max 1,0 m durch untergeordnete Gebäudeteile 
kann ausnahmsweise zugelassen werden. 
Gebäude unterhalb der festgelegten Geländeoberfläche dOrfen die Baugrenzen Ober­
schreiten . .__ _ __:..c.; 



5. Stellung baulicher Anlagen ( § Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Maßgebend fOr die Stellung der baulichen Anlagen (Gebaudehauptrichtung und Hauplfirst­
richtung) sind die entsprechenden Planelntragungen. 
Ausnahmsweise kann eine abweichende Firstrichtung ror Gebaudeteile zugelassen 
werden, wenn dies stadtebaulk:h begrondet ist 

6 . Rlchen für Stellplltze und Garagen 
( § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) 
Garagen und Stellplltze sind Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen zulassig . Im 
Bereich der gnetzlichen waldabstandsflachen sind oberirdiSChe Garagen nicht zulassig. 

Garagen untechalb der Gelandeoherfltt:'he c;~rld generell zugelassen Ausnahmswelse 
dOrfen sie bis zu 1,00 m Oberdte Gelindeoberflache hinausragen, wenn thre Garagen­
decke begrOnt Ist ( § 12 Abs. 6 BauNVO) 
Garagen mit Flachdachern sind zu begronen. 

7. Beschränkung der Zahl der Wohnungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
2 Wo ln den Baugebietstellen WA 2 und WA 3 wird die höchstzulässige Zahl der Woh­

nungen aus stadtebaulichen Grilnden auf 2 Wohnungen pro Gebäude bzw. Dop­
pelhaushälfte beschränkt 

8 Verkehrsfllchen, sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
( § 9 Abs 1 Nr 11 BauGB ) 
entsprechend Festlegung Im Lageplan 
Die festgelegten Mischverkehrsflächen dienen dem Anlieger- und Fußgängerverkehr und 
kOnnen zur optiSChen Gliederung mit unterschiedlichen Be lagen gestaltet werden 
Die ausgewiesenen Verkehrsgranflachen sind Bestandtell der Verkehrsanlagen. 

9 . Umgrenzung von Flächen für Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
( § 9 Abs .1 Nr 25 BauGB) 



9 1 Pflanzgebote ( § 9 Abs 1 Nr25a BauGB) 
pfg 1 = Pflanzung einer geschnittenen Hecke mit einer Reihe Hainbuchen von ca 1,50 m 

HOhe 
pfg 2= Neupflanzung von Obstbäumen 

ln dem ausgeWiesenen Bereich Ist eine Neupflanzung von 2 Obstbäumen 
vorzunehmen. 

pfg 3= Neupllanzung einer Wildgehölzhecke 
Oie Pflanzenauswahilstder PflanzriSte 1 des GrOnordnungsplans vom 15.10 1995 
zu entnehmen 

pfg 4= Neupflanzung von Laubbäumen 
ln dem ausgeWiesenen Bereich 1st eine Neupflanzung von 1 Laubbaum der Liste 3 
sowie von 2 Laubbäumen der LISte 4 des GrOnordnungsplans vom 15.10.1995 
vorzunehmen 

pfg 5= Neupllanzung von Laubbäumen 
ln dem ausgewiesenen Bereich Ist eine Neupflanzung von 2 Laubbäumen der 
Liste 4 des GrOnordnungsplans vom 15.10.1995 vorzunehmen. 

pfg 8= Pflanzung einzelner Gehölze 
Oie bestehenden Achten sind in dem Bereich zu enttemen und durch eine lockere 
Wildgehölzhecke zu ersetzen. 
Pflanzdlchte: 1 St/10 qm. Oie Pflanzenauswahlist der Liste 1 des GrOnordnungs­
plansvom 15.10.1995 zu entnehmen. 
Ausnahmswelse kann der Pflanzstreifen durch eine Zufahrt pro GrundstOck unter­
brochen werden. 

9.2 Pflanzbindung ( § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB ) 

a) Pflanzbindung fOr Einzelbäume 

0 Oie ausgewiesenen vorhandenen Baume sind dauerhaft zu erhalten 

b) Flächenhafte Pflanzbindung 
pfb 1 = Ote Vegetationsstrukturen der als Verkehrsgranfläche ausgeWiesene 

Böschung entlang dem Bulachweg sind dauerhaft zu erhalten. 

pfb 2= Innerhalb der festgelegten Flache 1St die Feuchtzone von Bebauung und 
Gartennutzung freizuhalt8n, um Feuchtlebensraum zu erhalten .. 

Hinweis 
DarOber h1naus gilt die Baumschutzverordnung vom 01.10.1999. 



10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
( § 9 Abs 1 Nr 20 BauGB) 
Der ca 30 m breite Geländestreifen zwischen Wald und zulässiger Bebauung 1St als offene 
Vorwaldzone auszubilden 
Bei Erganzungsp(lanzungen sind heimiSche GehOlze, vorzugsweise der Liste 1 des Gran­
ordnungsplans vom 15.10 1995, zu verwenden. 
ln dieser Zone s1nd oberirdische bauliche Anlagen und Nebenanlagen nicht zulässig 
steilplatze und Wege sind m1t wasserdurchlässigen Be lagen auszubauen 

11 . Flächen fOr Aufschüttungen, Abgrabungen und StOtzmauern zur Herstellung des 
Straßenkörpers ( § 9 Abs 1 Nr. 26 BauGB) 
BOschungen und Stotzmauern, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede zwischen den 
BaugrundstOcken und den öffentlichen VerKehrsflachen erforderlich sind, können auf den 
BaugrundstOcken angelegt werden und sind dort zu dulden. Ist ln der Planzeichnung nichts 
anderes festgesetz~ so gilt ein die öffentlichen Verkehrsflachen beglettender 1,5 m breiter 
Grundstocksstreifen als Fläche rar AufschOttungen und Abgrabungen zum Ausgleich topo­
graphischer Unebenheiten 
Die ElgentOmer der GrundstOcke dOrten zur Vef"I(Orzung von straßenböschungen a~ 
eigene Kosten stotzmauern (nur in Sichtbeton, Mauerwerk oder Holz) errichten, die nicht 
Bestandteil der Verkehrsanlagen sind. stOtzmauern sind bis zu einer Höhe von max. 1,0 m 
zulassig. 
stOtzfundamente, die zum setzen von Rabattensteinen und Randstea1en zur Abgrenzung 
zwischen öffentlichen Verkehrsflachen und privaten GrundstOcksflachen erforderlich wer­
den, sind auf den priVaten GrundstOckstlachen bis zu einer Breite von 0,5 m zu dulden. 



II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 74 LBO) 

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

1.1 Dachgestaltung (§ 7 4 Abs 1 Nr. 1 LBO) 

1.1.1 Dachforrn. Dachnetgung (DF, ON) 
entsprechend Eintrag im Lageplan 

so = FOr die Hauptgebaude sind nur 5at1eldacher und versetzte satteldacher mit der Im 
Lageplan eingetragenen Dachneigung zulasslg. 

Ausnahmen· 
a) Auf Erkem, Vorbauten und untergeordneten Zwischenbauten kOnnen andere Dacl). 

formen zugelassen werden 
b) Ausnahmswelse kOnnen Puldacher mit einer Neigung von max. 20° ln den Gebie­

ten WA 2 und WA 3 zugelassen werden. 

1.1.2 Dachaufbauten. Dacheinschnitte und Zwerchglebel 
Dachaufbauten und -elnschnltle sind nur bis zu einer Lange von max. 40 % der Lange des 
Hauptdaches zulasslg. 
Auf jeder Dachseite sind entweder nur Dachaufbauten oder nur Dacheinschnitte zulässig , 

1.1.3 Dachdeckung 
Es sind nur Zlegel- oder Betondachsteine ln den Farben naturrot oder rotbraun zugelassen . 
Die Installation von Systemen zur Gewinnung von Sonnenenergie ist zulassig und 
erwanscht 

1.2 Gestaltung der unbebauten Flächen ( § 7 4 Abs.1 Nr3 ) 
Stellplilitze und Ihre Zufahrten sind mit wasserdurchlasslger Oberflache (Ra sengittersteine 
oder Pflaa1errasen) herzus1ellen. 

1.3 E•nfrlediQunaen ( § 74 Abs .1 Nr.3) 
Entlang der 01\'entllehen Verkehrsflachen 1st mit Elnfrledigungen ein Abstand von 0,50 m 
einzuhalen All Einfriedigungen sind nur Hecken aus heimischen GehOllen mit eingez<>­
genem Knotengitterzaun oder senkrecht strukturierte Holzzaune bis zu einer HOhe von 
1,0 m zulasslg 



1.4 Außenanl!lnnen ( § 74 Abs 1 Nr.4 LBO) 
Pro Gebaude Ist nur eine Außenantenne zulässig. 

1.5 Freileitungen ( § 74 Abs.1 Nr.5 LBO) 
Niederspannungsfreiletungen sind niCht zugelassen 

2. Bodenaushub, Höhenlage der Baugrundstücke ( § 74 Abs 3 Nr 1 LBO) 
Zur Vermeldung von OberschUssigem Bodenaushub dOrfen die Baugrundstocke um max. 
1,0 m aufgetOllt werden ( max HOhe des festgelegten Getandes nach Ziffer 12.3 ). 
Das autgefOtlte Getande ist zum bestehenden Ge lande mit einer Ne1gung von mlnd 1:3 zu 
verziehen. 

3. Anlagen zum sammeln, Verwenden oder Verslekern von Niederschlagswasser oder 
zum Verwenden von Brauchwasser, um die Abwasseranlagen zu entlasten, Über­
sc:hw.mmungsgefahren zu vermelden und den Wasserhaushalt zu schonen ( § 74 
Abs 3 Nr2 LBO) 
Das anfallende Nlederschtagswasser von versiegelten Flachen (Dacher, Hofraume, Zufahr­
ten) SOWie austretendes Quell- und Sickerwasser aUf privaten GrundStOcken Ist Ober Ver­
sickerungsmulden mit bewachsener Bodenzone von mind. 30 cm Starke ggfl. in Verbln­
dung mit Rigolenelementen ln das Grundwasser zu versickern. 
Bei ungOnstlgen Untergrundverhaltnissen kann das Niederschlagswasser auch von der 
Versickerungsmulde I Mulden-Rigolen-Elemente Ober einen Schacht mit NotObertauf ln den 
Offentliehen Regenwasserkanal entlang des Bulachwegs abgeleitet werden. 
Die Größe und Lage der Verslckerungsmulden und Mulden-Rigolen-Systeme Ist entspre­
chend den anerkannl!ln Regeln der Technik lngenieurmaßtg zu bemessen 
Die Anlage von Zisternen zum Auffangen von Regenwasser und die Verwendung als 
Brauchwasser 1st zutassig. Zisternen sind den Versickerungsmulden oder dem Mulderr 
RigoterrSystem vorzuschatten. 
Aufgrund eventueller Einstauungen durch die Verslckerung sind die Untergeschosse der 
neu zu errlchl!lnden Gebaude wasserdicht auszutohren 
Kupfer-, Zink- oder bleigedeckte Dachflachen sind durch Beschichtung oder in ähnlicher 
Werse gegen Verwitterung zu behandeln 



111 Kennzeichnungen ( 9 Abs 5 BauGB ) 
- Es sind keine Tatsachen bekannt, d1e eine Kennzeichnung erfordern 

IV Hinweise 

1. Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz 
Sofern durch neue Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, Ist dies dem Land­
ratsamt BOblingen -Waseerwtrtschaftsamt- anzuzeigen. Gegebenenfalls muss zusatzlieh 
zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durchgefOhrt werden. 

2. Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes (BodSChG), 
Insbesondere auf§ 4 wird hingewiesen 

3 Denkmalschutz 
Beim Vollzug der Planung kOnnen bisher unbekann1B Bodenfunde entdeckt werden. Diese 
sind unverzOgllch dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und 
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werleiagas nach der Anzeige ln unverandertem 
Zustand zu hatten, Insofern nicht die DenkmalschutzbehOrae oder das Landeadenkmalamt 
mit einer VerkOrzung der Frist einverstanden 1st ( § 20 Denkmalschutzgesetz ) 

4. Pflichten des ElgentOmers ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der ElgentOmer hat das Anbringen von Hattevorrichtungen und Letunge~ tor Beleuch­
tungskorper der Straßenbeleuchtung elnschlleßHch der BeleuchtungskOrper sowie Kenn­
zeichenund Hinweisschildertor Erschließungsanlagen auf seinem GrundstOck zu dulden. 



5. Altlasten 
Bodenbelastungen sind niCht bekannt Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter 
Boden angetroffen werden, so ISt unverzagtich das Landratsamt BOblingen zu 
benachricht!Qen und die Arbeiten im betroffenen Bereich einzusteRen .. 

6. Energiegewinnung 
Aus Granden der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysteme erwonscht. Im 
Rahmen der Festsetzungen sind diese Anlagen zutassig. 

7. Ordnungswidrigkelten 
Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften ( § 75 LBO) worden als Ordnungs­
widrigkeitnach § 75 Abs. 2 und 3 LBO behandelt 
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Auszug aus dem Grünordnungsplan vom 15.10.1995


